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Stichproben an Universitäten genügen nicht
Ähnlich wie in Restaurants sollen auch in den Hochschulen Covid-Zertifikate lückenlos kontrolliert werden

DANIEL GERNY

Nach anderthalb Jahren kehrte das Uni-
Leben am Montag zurück. Fast 30 000
Studentinnen und Studenten haben sich
für dieses Semester an der Universität
Zürich (UZH) für einenStudienlehrgang
eingetragen – 2,6 Prozent mehr als im
Vorjahr.Auch für viele,die nun seitmehr
als einem Jahr studieren, ist es wegen der
Pandemie das erste Mal, dass sie einen
Vorlesungssaal von innen sehen.Corona
ist zwar nicht komplett aus demUni-Be-
trieb verschwunden, doch dank Zertifi-
katspflicht steht der Präsenzunterricht
endlich wieder imVordergrund.

Wider eine offene Kultur

Mit der Einführung der Zertifikats-
pflicht haben sich die meisten Universi-
täten in der Schweiz allerdings schwer-
getan. Systematische Kontrollen an allen
Eingängen der dezentral und in vielen
Nebengebäuden organisierten Hoch-
schulen hielten sie für zu aufwendig,
wenn nicht sogar für unmöglich.Es lasse
sich ausserdem schwer mit der offenen
Kultur an den Universitären verein-
baren, wenn Zutrittskontrollen durch-
geführt würden, so argumentierte die
Universität Zürich.

Aus diesemGrundwerdendieZerti-
fikate an vielen Hochschulen nicht sys-
tematisch, sondern nur punktuell kon-
trolliert. «Die Einhaltung der Zertifi-
katspflicht wird durch einen angemes-
senenMix aus Stichproben,technischen
Massnahmen und Eigenverantwortung
gewährleistet», informierte die Univer-
sität Zürich ihre Studierenden undMit-
arbeiter. Auch der Hochschulverband
Swissuniversities, dem über 30 Fach-
hochschulen und Universitäten ange-
schlossen sind, empfiehlt: «Die Kon-
trolle der Covid-Zertifikats-Pflicht soll
angemessenundverhältnismässig erfol-
gen, beispielsweise mit Stichproben.»

Am ersten Tag seien die Stichproben
«ruhig und geordnet abgelaufen, und
sie sind von den Studierenden gut auf-
genommen worden», erklärt Beat Mül-
ler,Sprecher derUZH,aufAnfrage.Nur
einzelne Studierende hätten dazu aufge-
fordert werden müssen, sich ein gültiges
Zertifikat zu beschaffen. Diese könnten
sich im Hauptgebäude, im Testzentrum
auf dem Irchel und in Zürich Nord vor
Ort testen lassen.

Für die Gastronomie ist diese Pra-
xis allerdings ein Ärgernis. Dort sind
die Wirte nämlich angehalten, sämt-
liche Gäste konsequent zu kontrollieren.
Vielen Gastronomen widerstrebt diese

Kontrollfunktion zutiefst. Doch diese
Vorgaben gelte es umzusetzen, erklärt
Patrik Hasler-Olbrych, Leiter Kommu-
nikation bei Gastrosuisse, gegenüber der
NZZ. Allerdings: «Ein Modell, wonach
nur Stichproben durchgeführt werden
müssten, würde den Kontrollaufwand
sicherlich reduzieren.»

Tatsächlich aber ist eine solche Un-
gleichbehandlung gar nicht vorgesehen:
Das Konzept der Universitäten wider-
spricht nämlich den Vorgaben, die der
Bundesrat in der Covid-Verordnung
über die Massnahmen in der besonde-
ren Lage macht.Diese verlangt «Mass-
nahmen in Bezug auf die geordnete
und lückenlose Durchführung der Zu-
gangskontrolle»,wie es imAnhang 1 zu
der Verordnung klipp und klar heisst.

Hohe Bussen drohen

Das Bundesamt für Gesundheit (BAG)
bestätigt dies auf Nachfrage: «Die Prü-
fenden von Covid-Zertifikaten sind
angehalten, die Prüfung vollständig –
anhand der Prüf-App und eines Ab-
gleichs mit dem Ausweisdokument –
durchzuführen.» Auf gezielte Nach-
frage, ob damit Stichproben ausge-
schlossen seien, antwortete das BAG:
«Keine Stichproben.»

Diese Rechtslage ist für die Universi-
täten folgenreich.Denn nehmen sie ihre
Kontrollen nicht pflichtgemäss wahr,
drohen ihnen happige Bussen: Kommt
es zu einer Anzeige, können diese bis
zu 10 000 Franken betragen. SolcheVer-
stösse werden laut BAG imRahmen des
ordentlichen Strafverfahrens geahndet,
alsomittels Strafbefehl der Staatsanwalt-
schaft oder – im Kanton Zürich – der
Statthalterämter. «In der Praxis beträgt
die Busse in der Regel zwischen 1000
und 5000 Franken», schreibt das BAG.
Für die Universitäten wird die korrekte
Umsetzung der Zertifikatspflicht so zu
einem regelrechten Minenfeld.

DenUnis ist es zwar freigestellt, auch
Studierenden ohne Zertifikat den Zu-
gang zu Präsenzveranstaltungen zu er-
lauben – doch die damit verbunde-
nen Konsequenzen wären kaum weni-
ger folgenreich: In diesem Fall dürfen
die Räumlichkeiten nur zu zwei Drit-
teln ihrer Kapazität besetzt werden,
und es müssen Masken getragen wer-
den. Um den Zugang zu den Vorlesun-
gen auch unter diesen Voraussetzungen
sicherstellen zu können, kämen die Unis
kaum darum herum, gewisse Angebote
in Präsenz und parallel durchzuführen.
Teilweise wird dies ohnehin gemacht, in
anderen Fällen, beispielsweise in Labors

oder in Übungen, ist dies kaum mög-
lich. Wie schwer sich die Hochschulen,
aber auch die Kantone mit der Umset-
zung der Zertifikatspflicht tun, zeigt sich
am Beispiel der Universität Basel.Auch
dort gilt ab 1. November für Präsenz-
veranstaltungen die Zertifikatspflicht,
wie Matthias Geering, Leiter Kommu-
nikation, auf Anfrage der NZZ erklärt.
Dennoch will man an gewissen Schutz-
massnahmen weiterhin festhalten: «Da
wir auch nach der Zertifikatspflicht von
einer Maskentragpflicht ausgehen, wer-
den wir den Besitz des Zertifikats nur
stichprobenweise kontrollieren.»

Laut Geering hat das Gesundheits-
departement des Kantons Basel-Stadt
dieser Auslegung der Verordnung zuge-
stimmt.Das ist bemerkenswert,daandes-
sen Spitze Lukas Engelberger steht, der
als Präsident der Konferenz der Gesund-
heitsdirektoren (GDK) der direkte An-
sprechpartner der Kantone für das BAG
ist. Die UZH wollte sich heute zu der
Rechtmässigkeit derStichprobenaufAn-
frage derNZZnicht äussern – dies werde
voraussichtlichaufStufeSwissuniversities
besprochen.Das seitWochenandauernde
SeilziehenzwischenHochschulen,Kanto-
nen und demBund,ob undwie die Zerti-
fikatspflicht an den Universitäten umge-
setzt werden soll, geht weiter.

In der Romandie sieht man kaum Freiheitstrychler
Anti-Corona-Kundgebungen sind in der Westschweiz selten – das hat mit Zahlen und Kultur zu tun

ANTONIO FUMAGALLI, LAUSANNE

«Bildung ist ein bedingungsloses Recht»,
«Nein zum sowjetischen Impfpass» oder
«Gegen das Massaker an unseren Kin-
dern» – diese und weitere Slogans waren
am Dienstagabend auf der Place de la
Riponne in Lausanne zu lesen. Gegen
2000 Personen, unter ihnen viele Stu-
denten, protestierten dagegen, dass an
den meisten Universitäten und Hoch-
schulen seit Montag die Zertifikats-
pflicht gilt, sofern man am Präsenzunter-
richt teilnehmen will.

Für die wachsende Corona-Protest-
bewegung war derAnlass allerdings we-
nig repräsentativ.Er richtete sich zumin-
dest offiziell gegen eine spezifische, von
unabhängigen Institutionen getroffene
Verfügung und nicht allgemein gegen
die Pandemie-Massnahmen des Bun-
des. Vor allem aber zeichneten sich die
zahlreichen Kundgebungen der vergan-
genenTage undWochen durch eine Ge-
meinsamkeit aus: Sie fanden fast alle in
der Deutschschweiz statt.

Am stärksten in Erinnerung bleibt
die Demonstration vom vergangenen
Donnerstagabend, als mehrere tausend
Personen trotz fehlender Bewilligung
durch Bern zogen. Vor dem streng ge-
sicherten Bundeshaus kam es zu wüsten
Szenen, die Polizei mussteWasserwerfer
und Gummischrot einsetzen. Zwei Tage
später versammelten sich Tausende von
Kritikern inWinterthur,wie zuvor schon
in Schaffhausen, St. Gallen oder Brig.
Die nächste Grossveranstaltung soll am
kommenden Samstag in Uster über die
Bühne gehen.

Impfung als treibendes Element

In der Romandie fanden in den ver-
gangenenWochen derweil einzig in der
jurassischen Hauptstadt Delsberg und
im zweisprachigen Biel Kundgebungen
statt, die mehr als ein paar versprengte
Kritiker zu vereinigen vermochten. Die
letzte grosse Anti-Massnahmen-Demo
aufWestschweizer Boden wurde imMai
in Neuenburg abgehalten.Mehrere tau-
send Personen waren damals anwesend
– doch dieser Anlass war von der Ver-
einigung Stiller Protest organisiert und
zog in grossemAusmass Deutschschwei-
zer Teilnehmer an. Kurz: Die Protest-
bewegung findet im Westen offensicht-
lich wenigerWiderhall.

Warum ist dem so? Einige Erklä-
rungsansätze sind rein statistischer

Natur: Längst nicht alle Kundgebungs-
teilnehmer sind Impfskeptiker, dennoch
sind das Vakzin und der behördliche
Umgang mit ihm das treibende Ele-
ment hinter dem Aufstand. Wer gegen
Covid-19 geimpft ist, geht seltener auf
die Barrikaden.

In der Romandie ist die Impfbereit-
schaft deutlich höher.GemässAngaben
des Bundesamts für Gesundheit haben
mit Ausnahme des Juras in sämtlichen
Westschweizer Kantonen (weit) mehr
als 60 Prozent der Bürgerinnen und
Bürger eine erste Impfdosis erhalten.
In allen Romandie-Kantonen ist min-
destens die Hälfte der Bevölkerung
vollständig geimpft. In der Zentral-
und der Ostschweiz gibt es hingegen
neun Kantone, in denen weniger als 50
Prozent der Bürgerinnen und Bürger
zwei Impfdosen erhalten haben. Sprich:
Der Nährboden an möglichen Mass-
nahmenkritikern ist im französischspra-
chigen Landesteil auch abgesehen da-
von kleiner, dass dort rund ein Drit-

tel so viele Leute wohnen wie in der
Deutschschweiz.

Ins Bild passt auch, dass sich bei der
ersten Abstimmung zum Covid-19-Ge-
setz vom Juni ein Röstigraben mani-
festierte. Alle Romandie-Kantone sag-
ten deutlich Ja – dieWaadt gar mit über
70 Prozent –, während immerhin acht
Deutschschweizer Stände die Vorlage
ablehnten. Dass in jenen Kantonen
die den Massnahmen kritisch gegen-
überstehende SVP starke oder stärkste
politische Kraft ist, ist kein Zufall.Was
im Fall der Corona-Pandemie hinzu-
kommt: Die Westschweiz war sowohl
in der ersten wie auch in der zwei-
ten Welle früher und stärker betrof-
fen. Das dürfte später nicht nur als An-
reiz für die Impfbereitschaft gedient
haben, sondern wirkte sich auch auf
dieAkzeptanz von behördlichen Mass-
nahmen aus – was sich bis heute auf die
Protestaktionen niederschlägt.

Die Zahlenhuberei allein vermag die
unterschiedliche Mobilisierung gegen

die Bundesbeschlüsse jedoch nicht zu
erklären. Es spielen auch kulturelle und
gar historische Faktoren mit. «West-
schweizer haben eher einen pragmati-
schen als einen ideologischen Umgang
mit denMassnahmen.Die Haltung, dass
die Behörden aus gutem Grund so und
nicht anders entschieden haben, ist ver-
breiteter», sagt André Duvillard, der
Delegierte für den Sicherheitsverbund
Schweiz. Die Sorge über die bei den
Demonstrationen stark thematisierten
«Grundrechtseingriffe» sei im Westen
weniger spürbar, so der Neuenburger,
der in Sicherheitsfragen den Austausch
zwischen dem Bund und den Kantonen
sicherstellt.

«Man denkt schneller kollektiv»

Der Genfer Professor Sandro Cattacin,
der kürzlich ein Buch zur «sozialwissen-
schaftlichen Perspektive» von Covid-19
herausgegeben hat, zieht den Kreis
noch weiter. «Die Westschweiz ist stär-

ker vom republikanischen Modell be-
einflusst: Man denkt schneller kollektiv,
verhält sich wie die anderen und zieht
eher am gleichen Strick», so der Sozio-
loge mit Deutschschweizer Wurzeln.
Hinzu komme, dass die Westschweizer
Kantonsregierungen einstimmiger auf-
träten, was sich bei der Bevölkerung
positiv auf die Billigung von Massnah-
men auswirke.

Kritische Bewegungen

Bei denKundgebungen sind jeweils ver-
schiedensteGruppierungen anzutreffen
– unter ihnen die Freunde der Verfas-
sung. Für die Westschweiz, wo sie als
Amis de laConstitution auftreten, ist ein
gebürtiger St. Galler zuständig,Werner
Boxler.Er sagt: «In der Deutschschweiz
sind eine Wachheit und ein Tatendrang
vorhanden, wie man sie in der Roman-
die in demAusmasse nicht findet.» Die-
ser kritische Blick gegenüber denAuto-
ritäten habe nicht zuletzt historische
Gründe. Zahlreiche Aspekte des All-
tags – beispielsweise die externe Kin-
derbetreuung – würden in der Deutsch-
schweiz eher als Privatsache wahr-
genommen, während die Westschweiz
«sozialistischer» agiere, so der Co-Prä-
sident der im Frühling 2020 gegründe-
ten Vereinigung.

Die «Verfassungsfreunde» treten
nicht als Organisatoren von Kundgebun-
gen in Erscheinung, sondern schliessen
sich den Aufrufen anderer Gruppierun-
gen an – etwa Mass-Voll, Stiller Protest
oder den jüngst prominent in Erschei-
nung getretenen Freiheitstrychlern. «Es
gibt in der Deutschschweiz einfach viel
mehr Partner. Und wenn sie die Pro-
testaktionen organisieren, ist garantiert,
dass es gut läuft», sagt Boxler. Er betont
aber, dass es auch im Westen durchaus
kritische Bewegungen gebe.

Eine davon ist das Mouvement
Suisse pour la Liberté Citoyenne, kurz
MSLC. Der Präsident Damien Fore-
tay schaut mit etwas Wehmut auf die
«phänomenale Mobilisierungsfähig-
keit in der Deutschschweiz». Er unter-
streicht aber, dass sich stets auch zahl-
reiche Romands zu den Demonstratio-
nen im ganzen Land aufmachten und es
durchaus auch in der Westschweiz Pro-
testaktionen gebe. Die nächste grössere
soll am 6. November in Freiburg statt-
finden – in einer Stadt also, in die auch
für Deutschschweizer die Anreise nicht
allzu aufwendig sein sollte.

Laut und zahlreich: Gegner der Corona-Massnahmen an einer Demonstration am 8. September in Bern. MARCEL BIERI / KEYSTONE
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«Afghanistan ist ein Reality-Check»
Der ehemalige OSZE-Generalsekretär Thomas Greminger analysiert die Krise der kooperativen Sicherheit

Herr Greminger, die kooperative Sicher-
heit wird durch eine Renaissance der
Machtpolitik abgelöst.Was war derAus-
löser? Gibt es ein Schlüsselereignis –
oder war es ein schleichender Prozess?
Es gibt zwischen West und Ost kei-
nen Konsens darüber, was die Un-
terminierung der kooperativen Sicher-
heit und damit die Krise der europäi-
schen Sicherheit ausgelöst hat. Sicher
war es ein schleichender Prozess, der
bereits kurz nach dem Ende des Kal-
ten Kriegs eingesetzt hat, weil man
sich nicht auf eine einzige gemeinsame
Sicherheitsorganisation zu einigen ver-
mochte. Ab dem Jahr 2000 beschleu-
nigte sich der Prozess.Die Konflikte um
Georgien 2008 und die Ukraine 2014
sind Symptome und Beschleuniger der
Krise zugleich.

Was bedeutet das für kleinere Staaten
wie die Schweiz?
Ein System der kooperativen Sicher-
heit ist für solche Staaten enorm vor-
teilhaft, weil sie sich gleichwertig in die
Lösung von Sicherheitsfragen einbrin-
gen können. Die Erfahrung zeigt zu-
dem, dass es in solchen Systemen immer
Staaten braucht, die den institutionellen
Mechanismen – den Dialogplattformen,
den Konfliktlösungsinstrumenten, der
Rechenschaftsablegung gegenüber ein-
gegangenenVerpflichtungen – Sorge tra-
gen und bereit sind, als Vermittler und
Brückenbauer zu wirken. Dafür ist die
Schweiz prädestiniert. Sie hat somit ein
ausgeprägtes Interesse an einem starken
System der kooperativen Sicherheit.

Die OSZE entstammt dem Kalten
Krieg und hielt den Westen mit der
Sowjetunion im Gespräch. Heute ist
die Organisation blockierter als da-
mals. Weshalb versagt ein einst taug-
liches Instrument in der heutigen Kon-
frontation mit Russland?
In einem hochgradig polarisierten poli-
tischen Umfeld wie dem heutigen sind
Instrumente des Konfliktmanagements
und Dialogplattformen, wie sie die
OSZE anbietet, nötiger denn je. Ein-
drücklich zeigte sich dies letztmals in
der Ukraine-Krise von 2014, als eine
Eskalation verhindert werden konnte.
Aber es ist richtig, dass das Potenzial
der OSZE heute nicht annähernd aus-
geschöpft wird. Es fehlt im Moment
der politische Wille bei den Schlüssel-
akteuren, die grundlegenden Fragen
der europäischen Sicherheit anzugehen
und dafür Kanäle, wie sie die OSZE
zur Verfügung stellen könnte, konse-
quent zu nutzen.

Kann die Entwicklung weg von der
kooperativen Sicherheit mit den vorhan-
denen Mitteln gebremst werden?
Kooperative Sicherheit und die Verfol-
gung machtpolitischer Interessen sind
nicht per se unvereinbar, im Gegen-
teil! Mechanismen der kooperativen
Sicherheit bieten einen Rahmen, in
welchem überlappende sicherheitspoli-
tische Interessen trotz tiefgreifenden
Divergenzen in vielen anderen Berei-
chen identifiziert und Formen der Zu-
sammenarbeit vereinbart werden kön-
nen.DenWiderspruch zur kooperativen
Sicherheit stellt die Illusion dar, grenz-
überschreitende Sicherheitsprobleme
unilateral oder direkt (mittels Deals)
lösen zu wollen, das heisst, darauf zu
verzichten, im multilateralen Verbund
gemeinsame Regeln zur Problemlösung
zu finden.

Das Interesse der Schweiz an der OSZE
hält sich gegenwärtig in Grenzen . . .
Über die letzten fünfzig Jahre hat sich
die Schweiz immer wieder stark für die
kooperative Sicherheit engagiert. Den-
ken Sie an das Vermittlungsengage-
ment im Rahmen der neutralen und
nichtpaktgebundenen Staaten (N+N)
im KSZE-Prozess oder an die beiden
als sehr erfolgreich eingestuften OSZE-
Vorsitze in den Jahren 1996 und 2014,
über welche die Schweiz unter anderem
erhebliche Beiträge ans Krisenmanage-
ment imWestbalkan und in der Ukraine
leisten konnte. Aber es ist richtig, dass
das Interesse an KSZE und OSZE über

die Zeit immer wieder fluktuiert hat. Im
Moment bereitet das EDA einenOSZE-
Aktionsplan vor, der auf ein erneut ge-
steigertes Interesse an der kooperativen
Sicherheit hindeutet.

Der Fokus liegt stark auf Russland, da-
bei spitzt sich die Situation auch imMit-
telmeerraum zu. Innerhalb der Nato und
der EU scheint es unterschiedliche Prio-
ritäten zu geben.
Es scheint mir angesichts der gegen-
wärtigen Polarisierung und der heuti-
gen Sicherheitsherausforderungen legi-
tim und zweckmässig, einen starken

Fokus der OSZE auf das Management
der Beziehungen zwischen Russland
und dem Westen zu legen. Dies sollte
aber auch ein Augenmerk auf den Mit-
telmeerraum einschliessen.Viele Schlüs-
selakteure im Mittelmeer sind ent-
weder selbst Teilnehmer- oder zumin-
dest Partnerstaaten der OSZE. Zur ers-
ten Kategorie zählen auch die Türkei
oder Frankreich. Israel,Ägypten, Jorda-
nien, Algerien, Marokko und Tunesien
gehören zur Gruppe der Partner. Auch
hier ist es eine Frage des politischen
Willens der wichtigsten Akteure, ent-
sprechende multilaterale Instrumente
zu nutzen oder nicht.

Der Schutz der Schweiz durch eine sta-
bile Nato könnte also nachlassen.
Die Schweiz hat seit dem Ende des Kal-
ten Kriegs ohne Zweifel vom stabilen
Schutzschirm der Nato profitiert. Län-
gerfristig würde eine Nato, die den Dia-
logpfeiler stärker gewichtete als die fast
ausschliessliche Fokussierung auf die
Abschreckung und sich der Auswirkun-
gen der Ostausdehnung auf die Sicher-
heitsperzeption Russlands bewusst wäre,
jedoch noch mehr Gewähr für Sicher-
heit im euroatlantischen Raum bieten.

Ein Szenario sieht eine neue Bipolarität
zwischen den USA und China. Könnte
dies auch als Anstoss verstanden wer-
den, die multilaterale Zusammenarbeit
wieder zu verstärken?
Aus der globalen Optik wird heute der
Gegensatz zwischen Russland und dem
Westen von der Polarität zwischen den
USA und China übersteuert. Bei der-
artigen bilateralen Blockaden besteht in
der Tat die Möglichkeit, auf multilate-
rale Kanäle auszuweichen.Multilaterale
«Konzessionen» sind an der Heimfront
oft leichter zu verkaufen als bilaterale.
Dies setzt allerdings bewusste politische
Entscheide der entsprechendenAkteure
voraus. Andernfalls können bilaterale
Polaritäten auch die totale Blockierung
von multilateralen Mechanismen zur
Folge haben. Ein Erfolgsrezept könnte
wohl die politisch geschickte Verbin-
dung von bilateralen und multilateralen
Ansätzen darstellen. Die Grossmächte
einigen sich beispielsweise darauf, die
vertrauens- und sicherheitsbildenden
Massnahmen zu erneuern, und geben
entsprechende Impulse an multilaterale
Mechanismen, welche dann entspre-
chende Regeln aushandeln.

Was verändert der Umsturz in Afghani-
stan im globalen Sicherheitssystem?
Natürlich werden andere in die von
den USA in Afghanistan hinterlas-
sene politische Lücke springen. Ich be-
zweifle jedoch, dass dies das globale
Sicherheitssystem auf den Kopf stellen
wird. Was wir in den letzten Wochen
in dramatischer Weise vor Augen ge-
führt erhielten, ist das totale Scheitern
eines extrem ambitiösen, von aussen
betriebenen Nation-Building-Projekts.
Ein Vorhaben, das zumindest anfäng-
lich auf ein Anti-Terrorismus-Projekt
aufgepfropft wurde und bis zum Ende
einen grossen Teil der Mittel in Trup-
penpräsenz und Sicherheitsbelange
investierte. Ich folgere daraus, dass wir
unsere Erwartungen an die von aussen
gesteuerte Einführung von modernen
verfassungs- und gesellschaftspoliti-
schen Konzepten in schwierigen, kultu-
rell völlig andersartigen und von star-
ken zentrifugalen Kräften dominierten
Kontexten massiv senken müssen. Das
ist eine bittere Erkenntnis, wenn man
menschenrechtliche, rechtsstaatliche
und demokratische Werte voranbrin-
gen möchte.

DasVertrauen gerade im westlichen La-
ger scheint zu erodieren . . .
Es ist in erster Linie ein brutaler Rea-
lity-Check bezüglich der Machbarkeit
von extern gesteuerten Nation-Buil-
ding-Projekten. Ich denke jedoch nicht,
dass dies – eine realistische Erwartungs-
haltung vorausgesetzt – dasVertrauen in
die Fähigkeiten und Ansätze der inter-
nationalen Sicherheits- und Entwick-
lungspolitik grundsätzlich infrage zu
stellen braucht.

Interview: Georg Häsler Sansano, Bern

Amerikanische Fallschirmjäger warten am 30.August in Kabul auf ihren Abflug. Der Rückzug aus Afghanistan ist eine Zeiten-
wende. Die Grossmächte agieren heute imAlleingang. SRA TAYLOR CRUL / U. S. AIR / IMAGO

Thomas Greminger hat die Idee der OSZE verkörpert
geo. · Er wurde,wie er selber sagt, zum
Kollateralschaden der neuen Macht-
politik: Am Vorabend des Kriegs zwi-
schen Armenien und Aserbaidschan
vor einem Jahr wurde der Schweizer
Diplomat Thomas Greminger als Vor-
sitzender der Organisation für Sicher-
heit und Zusammenarbeit in Europa
(OSZE) abgewählt. Seine Position fiel
als letzter Dominostein einer Ketten-
reaktion innerhalb der Organisation,
ausgelöst durch die Türkei und Aser-
baidschan.

In einer Studie der ETH Zürich
zieht Greminger eine eher durchzogene
Bilanz seinerAmtszeit als OSZE-Gene-
ralsekretär, weil wichtige Reform-
ansätze steckengeblieben sind. Trotz-

dem lesen sich seine Schlussfolgerun-
gen wie ein Plädoyer für kooperative
Ansätze in der Sicherheitspolitik und
für die OSZE: «Ihr Potenzial als Pro-
duzentin von kooperativer Sicherheit
wird allerdings von den Teilnehmer-
staaten noch längst nicht ausgeschöpft.
Gerade im heutigen polarisierten Um-
feld gilt es, der Organisation auch Sorge
zu tragen.»

Die Ursprünge der OSZE liegen im
Kalten Krieg. In der Schlussakte der
Konferenz über Sicherheit und Zu-
sammenarbeit in Europa von Helsinki
(KSZE) einigten sich 1975 die USA,
Kanada und die meisten europäischen
Staaten inklusive der Schweiz mit der
Sowjetunion und dem Ostblock auf ge-

meinsameGrundprinzipien und Kanäle
für den Austausch. Das Risiko einer
atomaren Konfrontation sollte mini-
miert werden. Nach der Wende 1989
wurde aus dieser Reihe von Konfe-
renzen die OSZE als Institution kon-
stituiert.

Den letzten grossenAuftritt hatte die
OSZE2014,als sie unter demVorsitz der
Schweiz denWaffenstillstand in derOst-
ukraine ermöglichte. Bis heute wird die
fragile Situation von einer OSZE-Mis-
sionüberwacht.In den letzten Jahrenhat
die Organisation rasant an Einfluss ver-
loren. Die Türkei, Russland, aber auch
derWesten setzen eher auf direkteDeals
undKonfrontation als auf Prinzipienund
strukturierten Austausch.

Thomas Greminger
Ehemaliger OSZE-
GeneralsekretärRE
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Baldige
Zertifikatspflicht
im Bundeshaus
Nächste Woche soll definitiv
entschieden werden

fab. · Die Frage hat inner- und ausser-
halb des Berner Politbetriebs für Auf-
sehen gesorgt, nun soll sie rasch geklärt
werden: Ab 2. Oktober dürfte auch im
Bundeshaus eine Zertifikatspflicht gel-
ten. Die Staatspolitische Kommission
des Ständerates hat am Dienstag die
gesetzlichen Grundlagen präsentiert,
mit denen der Zutritt zum Parlaments-
gebäude auf Geimpfte, Genesene und
Getestete mit einem gültigen Covid-
Zertifikat eingeschränkt werden kann.

Den definitiven Entscheid werden
National- und Ständerat nächsteWoche
fällen, in Kraft treten soll die Vorschrift
unmittelbar am Samstag nach der Ses-
sion. Somit greift die Zertifikatspflicht
faktisch ab derWintersession, die Ende
November beginnt. Wer weder geimpft
noch genesen ist, aber zwingend imBun-
deshaus präsent sein muss, kann sich
die Testkosten erstatten lassen. Gleich-
zeitig wird die Maskenpflicht aufgeho-
ben, und die allgegenwärtigen Plexiglas-
wände sollen wieder aus dem Bundes-
haus verschwinden.

Keine Aufnahme
zusätzlicher
Flüchtlinge
Knapper Entscheid im Nationalrat

fab. · Die Schweiz soll sich nicht ver-
stärkt für die Rettung und die Auf-
nahme von Flüchtlingen in Seenot
engagieren: Der Nationalrat hat am
Dienstag mehrere Vorstösse mit die-
ser Stossrichtung relativ knapp mit
97 gegen 92 Stimmen abgelehnt. Die
Linke und die GLP stimmten dafür,
die FDP und die SVP waren geschlos-
sen dagegen. Den Ausschlag gab die
gespaltene Mitte-Fraktion, die zu zwei
Dritteln gegen die Vorstösse stimmte.
Diese waren bereits 2019 eingereicht
worden. Sie verlangten, dass sich die
Schweiz freiwillig mit anderen Staaten
an einem «Solidaritätsmechanismus»
zur Verteilung der im Mittelmeer ge-
retteten Flüchtlinge beteilige.Der Bun-
desrat hat dies ebenfalls abgelehnt.

IN KÜRZE

WEF-Einsatz der Armee
bis 2024 bewilligt
geo. · Der Kanton Graubünden kann
für den Schutz des World Economic
Forum (WEF) in Davos auch weiter-
hin auf die militärische Unterstützung
des Bundes zählen. Der Nationalrat be-
willigte am Dienstag den Einsatz von
jährlich 5000 Angehörigen der Armee.
Sie sichern den Luftraum, übernehmen
Schutzaufträge im weiteren Umfeld
von Davos oder führen Lufttransporte
durch. Das WEF erwog, seinen Haupt-
anlass in Singapur durchzuführen. Die
Sicherheitsanstrengungen der Kantons-
polizei Graubünden und der Armee
sind aber wichtigeArgumente, das Tref-
fen der politisch-wirtschaftlichen Elite
weiterhin in der Schweiz durchzuführen.

Auch Nationalrat bejaht
Satellitenkooperation
geo. · Die Schweiz erhält Zugang zu
hochaufgelöstenAufnahmen des franzö-
sischen Satellitensystems Composante
Spatiale Optique (CSO). Für die Früh-
erkennung von möglichen Gefahren ist
dies essenziell. Nach dem Ständerat hat
am Dienstag auch der Nationalrat einer
völkerrechtlichen Rahmenvereinbarung
mit Frankreich und einemKredit von 82
Millionen Franken zugestimmt.


